
476 B E A M T E N V E R S O R G U N G Forschung & Lehre 6|13

D
as Beamtenverhältnis ist prin-
zipiell auf Lebenszeit ange-
legt. Daher wird der vorzeitig

ausgeschiedene Beamte durch die
Nachversicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung versorgungsrecht-
lich in etwa so gestellt, als wäre er wäh-
rend seiner Beamtendienstzeit Ange-
stellter gewesen. Er erhält einen An-
spruch auf die gesetzliche Rente. Glei-
ches gilt für Beamte auf Zeit, die ohne
Pensionsanspruch aus dem Zeitbeam-
tenverhältnis ausscheiden. Sämtliche
Nachversicherungsbeiträge
werden zwar allein vom ehe-
maligen Dienstherrn getra-
gen, doch sind mit der Nach-
versicherung in aller Regel
erhebliche finanzielle Ver-
luste im Verhältnis zu einer Beamten-
versorgung verbunden, sofern diese –
wie üblich – in der Deutschen Renten-
versicherung Bund erfolgt. Nur aus-
nahmsweise kann ein ehemaliger Be-
amter in einem berufsständischen Ver-
sorgungswerk nachversichert werden.
Zudem erfolgt keine Nachversicherung
in der Versorgungsanstalt des Bundes
und der Länder (VBL).

Das Altersgeld als Novum im
Beamtenrecht

Im Hochschulbereich spielt die skiz-
zierte Versorgungsproblematik z.B. bei
einem Wechsel in ein Professorenver-
hältnis im Ausland eine erhebliche Rol-
le. Es bedarf – je nach Alter und Dienst-
zeit des in Deutschland beamteten Pro-
fessors – oftmals erheblicher finanziel-
ler Anstrengungen, um im Ausland un-
ter den dortigen versorgungsrechtlichen
Bedingungen eine vergleichbare Versor-
gungssituation wie zuvor in Deutsch-

land zu erreichen. Gleiches gilt bei ei-
nem Wechsel in die Privatwirtschaft. 

Um die Durchlässigkeit zwischen öf-
fentlichem Dienst und privatem Bereich
(oder Beschäftigungen im Ausland) zu
erhöhen, existieren daher schon seit ei-
nigen Jahren Planungen zur Einführung
eines Altersgeldes für ausgeschiedene
Beamte ohne Pensionsanspruch. Hier-
bei handelt es sich um einen Quasi-Ver-

sorgungsbezug, der aus rechtlichen
Gründen nicht als solcher bezeichnet
werden kann, da nur in Ruhestand ge-
tretene Beamte Versorgungsbezüge er-
halten können. Der jeweilige Gesetzge-
ber agiert dabei in einem Spannungs-
feld. Er muss das Altersgeld für den Be-
amten einerseits so ausgestalten, dass
ein Verbleib im Beamtenverhältnis
nicht allein wegen des drohenden Ver-
lustes bereits erworbener Pensionsan-
sprüche erfolgt. Zum anderen darf die
Aussicht auf ein Altersgeld auch nicht
die Initialzündung für das Verlassen des
Beamtenverhältnisses darstellen („gol-
dener Handschlag“).

Einführung in Baden-
Württemberg, Niedersachsen
und im Bund

Ein Altersgeld ist bisher in Baden-Würt-
temberg (seit 1. Januar 2011), in Nie-

dersachsen (seit 1. Januar
2013) sowie jüngst im
Bund (beschlossen am 18.
April 2013) eingeführt
worden. Rechtssystema-
tisch wurde dabei in den

Ländern eine Einarbeitung in das jewei-
lige Landesbeamtenversorgungsgesetz
vorgenommen, während der Bund ein
eigenes Altersgeldgesetz (AltGG) verab-
schiedet hat. Weitere Gesetzentwürfe
bestehen aktuell in Hamburg, in Hessen
sowie in Sachsen (Stand: 10. Mai 2013). 

Die bereits verabschiedeten Rege-
lungen unterscheiden sich schon bei der
wichtigen Frage, wer einen Anspruch
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Beamte haben nur dann einen Anspruch auf Pension, wenn sie aus dem Beam-
tenverhältnis in den Ruhestand treten. Bei einem vorzeitigen Ausscheiden geht
die Pension verloren. Stattdessen wird der ausscheidende Beamte durch den
(ehemaligen) Dienstherrn in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversi-
chert. Dies geht in der Regel mit erheblichen versorgungsrechtlichen Verlusten
einher. Durch neue landesrechtliche Regelungen wird diese die Mobilität hin-
dernde Rechtslage verändert.
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»Die Aussicht auf ein Altersgeld darf nicht
die Initialzündung für das Verlassen des
Beamtenverhältnisses darstellen.«



auf Altersgeld hat. Die Länder setzen
diesbezüglich auf eine umfassende Re-
gelung, nach der sowohl Beamte auf Le-
benszeit, die freiwillig einen Antrag auf
Entlassung stellen, als auch Beamte auf
Zeit, die freiwillig oder nach Ablauf ih-
rer Amtszeit entlassen werden, im
Grundsatz einen Anspruch auf Alters-
geld besitzen. Die Einbeziehung auch
von Beamten auf Zeit in den anspruchs-
berechtigten Personenkreis ist im
Hochschulbereich von besonderer Rele-
vanz. Denn damit
sind auch die Perso-
nalkategorien der be-
amteten wissen-
schaftlichen Mitar-
beiter, Juniorprofes-
soren und Professo-
ren auf Zeit erfasst.
Die Bundesregelung
hingegen sieht einen Anspruch auf Al-
tersgeld nur im Falle eines Ausschei-
dens aus dem Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit vor und wirkt insoweit für
die Beamten des Bundes deutlich nach-
teilig.

Der Anspruch auf Altersgeld wird
von einer „altersgeldfähigen Dienstzeit“
abhängig gemacht. In den Ländern ist
diese auf fünf Jahre festgelegt, die Bun-
desregelung sieht eine „altersgeldfähige
Dienstzeit“ von sieben Jahren vor, von
denen mindestens fünf im Bundesdienst
zurückgelegt worden sein müssen. Bei
den „altersgeldfähigen Dienstzeiten“
handelt es sich im Wesentlichen nur um
Beamtendienstzeiten. Anders als bei der

Berechnung der Pension können daher
nicht auch Zeiten außerhalb eines Be-
amtenverhältnisses berücksichtigt wer-
den. Die Formel für die Berechnung der
Altersgeldhöhe entspricht aber derjeni-
gen zur Pensionsberechnung: jedes Jahr
altersgeldfähiger Dienstzeit wird mit
1,79375 Prozent vergütet; der Höchst-
satz für das Altersgeld beträgt daher wie
bei der Pension auch 71,75 Prozent. Be-
messungsgrundlage für den errechneten
Prozentsatz sind die „altersgeldfähigen

Dienstbezüge“. Hierbei handelt es sich
um die mindestens zwei Jahre vor der
Entlassung bezogenen (ruhegehaltfähi-
gen) Dienstbezüge. Das Bundesgesetz
schreibt, erneut negativ abweichend
von den Landesregelungen, eine pau-
schale Kürzung der ermittelten Alters-
geldhöhe um 15 Prozent vor.

Der Altersgeldanspruch entsteht mit
Ablauf des Tages, an dem das Beamten-
verhältnis durch Entlassung endet. Die-
ser Anspruch ruht sodann bis zum Ab-
lauf des Monats, in dem der ehemalige
Beamte die Regelaltersgrenze in der ge-
setzlichen Rentenversicherung erreicht.
Leistungsbeginn ist daher nicht der
Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem

Beamtenverhältnis, sondern das Errei-
chen der Altersgrenze nach Renten-
recht. Dabei ist – mit Abschlägen – auch
eine vorzeitige Inanspruchnahme des
Altersgeldes möglich. Zudem bestehen
Ansprüche der Hinterbliebenen eines
Altersgeldberechtigten, und zwar ent-
sprechend den Regeln für pensionierte
Beamte. 

Ausblick
Die Einführung eines Altersgeldes statt
Nachversicherung ist ausdrücklich zu
begrüßen, insbesondere soweit der zu-
ständige Gesetzgeber auch Beamte auf
Zeit in den Kreis der Anspruchsberech-
tigten einbezieht. Es ist davon auszuge-
hen, dass insbesondere beim beamteten
wissenschaftlichen Personal der An-
wendungsbereich für das Altersgeld zu-
mindest vergleichsweise hoch sein wird.
Dies ist eine Konsequenz der Mobilität
von Wissenschaftlern. Es bleibt abzu-
warten, ob die anderen Länder mit ent-
sprechenden Altersgeldregelungen
nachfolgen werden. Der bisherige Blick
auf anderweitige versorgungsrechtliche
Regelungen (z.B. zur Höhe und Berech-
nung der Pension) zeigt aber, dass grobe
Abweichungen im Ländervergleich eher
die Ausnahme darstellen. Vor diesem
Hintergrund  darf durchaus prognosti-
ziert werden, dass mittelfristig die
Mehrzahl der Länder Regelungen zum
Bezug eines Altersgeldes auf den Weg
bringen werden.
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»Bei den ›altersgeldfähigen
Dienstzeiten‹ handelt es sich im
Wesentlichen nur um Beamten-
dienstzeiten.«
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